Die Zugewinngemeinschaft

Wenn Ehegatten durch Ehevertrag nichts anderes vereinbaren, gilt für sie die Zuge-winngemeinschaft als der gesetzliche Güterstand. Das Ziel des Zugewinnausgleichs ist es, jeden Ehegatten unabhängig von der konkreten Rollenverteilung hälftig an dem während der Ehe gemeinsam Erworbenen teilhaben zu lassen. 

Hierbei bleiben die Vermögensmassen der Eheleute getrennt und beide bleiben Alleineigentümer ihres in die Ehe eingebrachten und während der Ehe selbst erwor-benen Vermögens, mit folgender Ausnahme: Ein Ehegatte kann über sein eigenes Vermögen im Ganzen oder über Haushaltsgegenstände nur mit Zustimmung des anderen Ehegatten wirksam verfügen. Entsprechend haftet jeder auch allein für seine eigenen Schulden, solange sich der andere nicht ausdrücklich z.B. als Bürge mitverpflichtet.


Die Ermittlung des Zugewinnausgleichsanspruchs

Beim Zugewinnausgleich werden die jeweiligen Anfangs- und Endvermögen beider Ehegatten bewertet. Die Differenz zwischen Anfangs- und Endvermögen ist der Zugewinn. Letzterer kann nie negativ werden, sondern wird in diesem Fall mit Null angesetzt. Der Ehegatte mit dem höheren Zugewinn schuldet dem anderen Ehe-gatten die Hälfte der Differenz beider Zugewinne, so dass am Ende beide auf den selben Betrag kommen.

Das Anfangsvermögen umfasst, was jeder der Eheleute zum Zeitpunkt der Ehe-schließung mit in die Ehe gebracht hat. Auch hier wird bei Überschuldung kein nega-tiver Betrag angesetzt, die untere Grenze ist Null. Diese Regelung begünstigt den anfänglich verschuldeten Ehegatten, dessen Schulden während der Ehe abgetragen werden. Was oft übersehen wird: Das Anfangsvermögen muss auf den aktuellen Geldwert umgerechnet werden, indem es durch die so genannte Indexierung um den während der Ehe eingetretenen Kaufkraftschwund bereinigt wird.

Für das Endvermögen ist der Zeitpunkt der Zustellung des Scheidungsantrags maß-gebend. Durch einen eigenen Scheidungsantrag kann ein Ehegatte also den Stichtag für das Endvermögen gezielt günstig beeinflussen. Weiterhin kann das Endver-mögen durch vorgezogene Anschaffungen bzw. Ausgaben oder auch durch Verzö-gerung eigener Rechnungsstellung verringert werden.

Hierbei sollte man beachten, dass derjenige, der die Scheidung beantragt hat, seinen Antrag ohne Zustimmung der Gegenseite bis zur mündlichen Verhandlung zurücknehmen, anschließend neu stellen und so den Stichtag zu seinen Gunsten ändern kann. Um dies zu verhindern, sollte der Antragsgegner zusätzlich einen eigenen Scheidungsantrag stellen.

Nicht in den Zugewinnausgleich gehören Hausratsgegenstände. Unter Hausrat fällt auch das gemeinsam genutzte Familienauto, nicht jedoch der nur von einem Ehe-gatten beruflich genutzte PKW. Ebenfalls nicht zum Zugewinn zählen Versorgungs-ansprüche, z.B. Rentenansprüche oder Lebensversicherungen auf Rentenbasis. Deren Ausgleich wird durch den so genannten Versorgungsausgleich geregelt.

Der Einfluss der Zugewinngemeinschaft auf das Ehegattenerbrecht

Wenn die Zugewinngemeinschaft nicht durch Scheidung, sondern durch den Tod eines Ehegatten endet, wird der Zugewinn pauschal durch Erhöhung des gesetzlichen Erbteils des überlebenden Ehegatten um ein Viertel der Erbschaft ausgeglichen. Dies ist unabhängig davon, ob und von wem tatsächlich ein Zugewinn erzielt wurde. Der Überlebende kann aber wahlweise stattdessen auch die Erbschaft ausschlagen und dann den normalen (nicht erhöhten) Pflichtteil plus den konkret berechneten Zugewinnausgleich verlangen. Letztere Lösung gilt auch, wenn der Ehegatte durch Verfügung von Todes wegen enterbt wurde.

Korrekturen von Anfangs- und Endvermögen

Wenn ein Dritter einem der Ehegatten während der Ehe etwas vererbt oder schenkt, beruht dies in der Regel nicht auf der gemeinsamen Lebensleistung der Ehegatten, sondern auf einer besonderen Beziehung des bedachten Ehegatten zum Zuwen-denden. Damit diese Erwerbe nicht auch dem anderen Ehegatten vermittels des Zu-gewinnausgleichs zugute kommen, wird zum Anfangsvermögen des Bedachten hinzuaddiert, was dieser während der Ehe geerbt oder geschenkt bekommen hat. Auf diese Weise verringert sich der Zugewinn des Bedachten wieder um den Wert der Schenkung oder des Erbes.

Auch kommt es vor, dass ein Ehegatte vor illoyaler Vermögensminderung des anderen und damit einer Minderung des eigenen Ausgleichsanspruchs geschützt werden muss. Daher ist das, was ein Ehegatte in den letzten zehn Jahren ohne sittliche Pflicht verschenkt oder verschwendet hat, dessen Endvermögen wieder hinzuzurechnen, obwohl dieser Betrag dort nicht mehr vorhanden ist.

Die Anrechnung von Zuwendungen zwischen den Eheleuten

Der Ausgleichspflichtige kann Zuwendungen, die er seinem Ehepartner während der Ehe gemacht hat, vom Ausgleichsanspruch, wie er (hypothetisch) ohne die Schen-kung bestünde, abziehen und schuldet lediglich noch den verbleibenden Restbetrag. Es muss sich dabei um mehr als bloße Gelegenheitsgeschenke handeln, also etwa um größere Geldbeträge, Übertragung von (Mit-) Eigentum an Grundstücken bzw. Unternehmen, oder alleinige Tilgung gemeinschaftlicher Schulden. Letztlich wird also mit der Schenkung die Ausgleichszahlung nur zeitlich vorgezogen. Rechnerisch ändert sich insgesamt nichts, solange die Schenkung zum Zeitpunkt der Scheidung im Vermögen des Beschenkten noch vorhanden ist.

Der vorzeitige Zugewinnausgleich

Wenn die Eheleute zwar noch nicht geschieden sind, aber z.B. der Ausgleichs-verpflichtete den anderen Ehegatten nicht mehr an weiteren Vermögenszuwächsen teilhaben lassen möchte, oder der Ausgleichsberechtigte sich vor illoyalen Ver-mögensminderungen des anderen Ehegatten schützen will, stellt sich die Frage nach einem vorzeitigen Zugewinnausgleich. Eine Klage auf Zugewinnausgleich kann unter bestimmten Voraussetzungen auch schon vor Zustellung des Scheidungsantrags erhoben werden, nämlich wenn: (alternativ) 

· die Eheleute schon seit mindestens drei Jahren getrennt leben oder

· der andere Ehegatte seinen Unterhaltspflichten schuldhaft nicht nachkommt und dies auch für die Zukunft zu befürchten ist oder

· die künftige Ausgleichsforderung gefährdet ist, weil entweder der andere Ehegatte ohne Zustimmung seines Ehegatten über sein (fast) gesamtes Vermögen verfügt oder weil der andere Ehegatte auf sonstige Weise sein Vermögen vermindert oder

· der andere Ehegatte sich grundlos beharrlich weigert, Auskunft über seinen Vermögensbestand zu geben.


Auskunftsansprüche

Ab Zustellung des Scheidungsantrags müssen die Ehegatten einander auf Verlangen über den Bestand und Wert des eigenen Endvermögens in Form eines geordneten Bestandsverzeichnisses schriftlich Auskunft erteilen. Bei Zweifeln an der Voll-ständigkeit und Richtigkeit der Auskunft kann der Auskunftsberechtigte vom anderen die Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung hierüber verlangen.

Ein Anspruch auf Auskunft über das Anfangsvermögen des anderen Ehegatten besteht nicht. Dieser wäre auch nicht sehr sinnvoll, da es für beide Ehegatten gerade nachteilig wäre, sich nicht jeweils auf das eigene Anfangsvermögen zu berufen, um den eigenen Zugewinn zu mindern. 

Vertragliche Gestaltungsmöglichkeiten

Die Ehegatten können, etwa anlässlich der Eheschließung, vertraglich statt des gesetzlichen Güterstandes die Gütertrennung oder die Gütergemeinschaft verein-baren. Sie können auch den gesetzlichen Güterstand modifizieren, so z.B. den Zugewinnausgleich nur in besonderen Fällen eintreten lassen (z.B. nur bei Todesfall, ab einer bestimmten Ehedauer oder nur bei gemeinschaftlichen Kindern) oder bestimmte Berechnungsweisen (Festsetzung von Anfangs- oder Endvermögen, Aus-klammerung von bestimmten Vermögensgegenständen oder Bewertungsverein-barungen, z.B. betreffend Grundstücke oder Unternehmensbeteiligungen). Durch solche Vereinbarungen lassen sich häufige Streitpunkte von vornherein vermeiden.

Die Eheleute können sich vor der Eheschließung, während der Ehe, anlässlich der Scheidung und sogar danach noch über die Verteilung des Vermögens einigen. Alle Vereinbarungen über den gesetzlichen Güterstand bedürfen jedoch, wenn sie vor Beendigung des Güterstandes (z.B. rechtskräftige Scheidung) getroffen werden, der notariellen Beurkundung, die auch durch gerichtliche Protokollierung z.B. im Scheidungstermin ersetzt werden kann. Das Gericht entscheidet über den Zugewinnausgleich nur, wenn es von einem Ehepartner diesbezüglich angerufen wird. Eine Ehe kann also auch ohne Zugewinnausgleich geschieden werden, so dass es bei den bisherigen Vermögensverhältnissen bleibt. Allerdings verjährt die Ausgleichsforderung in drei Jahren ab Kenntnis des Ausgleichsberechtigten von der Beendigung des Güterstandes.

